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Im Namen des Volkes
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In dem Rechtsstreit

T‚\ 1." "x"’r\unuc't
°°°boooo0000ocooooooooooocooooooooooooooooooooaoo

am 7° Dezember 1962
Beklagte und Revisionsklägerin,

g e g e n

000üoooooooo0000oooooooooooooo°000000000000°0000

Klägerin und Revisions‘beklaégte9

hat der 1° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 7° Dezember 1962, an
der mitgewirkt haben

Bundesrichter' P e n g u i t t
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr° H a u g ;und
Bundesrichter H e y e r

als weitere Berufsrichter7
Bunäessozialrichter W u n n e r und

Bundessozialrichter D 6 w e l i n g
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom
22° Mai 1962 und das Urteil des Sozialgerichts

Berlin vom 27° Juli 1960 werden aufgehoben°

Die Klage wird abgewieseno

Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten.darüber, wie der Höchstbetrag einer
Rente-(Art° 2 5_33 des Angestelltenversicherungs—Neuregelunge—

gesetzes — AnVNG — vom 23, Februar 1957) zu ermitteln ist,

wenn die Rente ohne Berücksichtigung des erst später verkünde—

ten Fremdrentené und Auslendsrentén—Neuregelungsgesetzes

(FANG) vom 25" Februar 1960 festgestellt ist und mit auf Bei—
trägen beruht, die zur einheitlichen Rentenversicherung in

Berlin entrichtet worden sind (Art° 3 5 5 Abs° 2 AnVNG; Ren—
tenversicherungsüberleitungsgesetzg vom 10° Juli 1952; Art„ 6

5 17 FANG)
,

Die Klägerin bezieht von der Beklagten eine Witwenrente° Ihr

Ehemann, der Versicherte, war 1915 in die Rentenversicherung

eingetreten, hat u.a° auch der einheitlichen Rentenversiche—

rung-in Berlin angehört und ist 1959gestorben° Sein 15° Le—
bensjahr vollendete er 1915° Die Beklagte berechnete die Ren—

te unter Anwendungdes Art. 3 5 5 Abs° 2 und Art° 2 @33
AnVNG. Sie legte bei der Ermittlung der Höchstgrenze der Ren—

te eine Versicherungsdauer von 41 Jahren zugrunde, nämlich

die Zeit Zwischen dem Jahr der Vollendung des 15° Lebensjah—

res des Versicherten und dem —nach Art° 3 @5 Abs„ 2 AnVNG
unterstellten — Jahr des Rentenheginns 1956 (Art, 2 € 33 Abs°

2 AnVNG)„ Die Klägerin will dagegen als Jahr des Rentenbeginns

das Todesjahr des Versicherten, 1959, und dementsprechend die

VerSicherungsdauer mit 43 Jahren angesetzt wissen° Mit der

Klage erstrebt die die Gewährung des auf diese Weise ermittel—

ten höheren Rentenbetrag's° Beide Vorinstanzen verpflichteten
die Beklagte, bei der Rentenfestsetzung, soweit sie noch ohne

Anwendung des FANG erfolgte, von einer Versicherungsdauer

von 43 Jahren auszugehen° Das Landessozialgericht (LSG) ließ

die Revision zu° ‘ A
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Die Béklagte legte gegen das Berufungsurteil Revision ein
und rügte eine unrichtige Anwendung des Art° 2 5 33 AnVNG°

Sie beantragte, die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und

die Klage abz'uweisen°

Die Klägerin beantragte, die Revision zurückzuweisen° Sie

regte an, die in diesem Rechtsstreit umstrittene Frage dem

Großen Senat zur Entscheidung vorzulegen°

Die Revision ist zulässig und begründet" Das Bestreben der
Klägerin, bei der Anwendung des Art° 2 9 33 AnVNG als Jahr des

Rentenbeginns ein späteres als das im Art° 3 5 5 Abs. 2
AnVNG genannte Jahr 1956 zugrunde zu legen, um dadurch zu

einer längeren Versicherungsdeuer und höheren Rente zu kom—

men, ist nicht berechtigt und steht im Widerspruch zu den er—
wähnten Vorschriften° Die Rente der Klägerin bedarf zwar nach

der Verkündung des FANG einer Neuberechnung, doch bleibt die

urSprüngliche — in diesem Verfahren umstrittene — Rentenbe—

rechnung für die Klägerin bedeutungsvoll, weil die Besitz—

stendsgarantie des FANG möglicherweise die Höhe auch der

neu berechneten Rente beeinflußt (Art° 6 % 17 FANG)° Die Ren—
tenberechnung im Bewilligungsbescheid muß daher auf ihre Rich—

tigkeit hin nachgeprüft werden°

Der "Rentenbeginn im Jahre 1956", der für die Umstellung vong
Renten mit früheren Berliner Beiträgen in Art° 3 5 5 Abs° 2

AnVNG fingiert ist, gilt nicht nur für die Ermittlung des Um—

stellungsfaktors nach den Tabellen der Anlagen 3 und 4 zum

AnVNG, sondern auch für die Begrenzung durch den Rentenhöchst—

betrag nach Art° 2 5 33 AnVNG° Sowohl die Umstellungsfaktoren
als auch die Rentenhöchstbeträge gehen auf eine angenommene
Versicherungsdauer zurück, die zwischen der Vollendung des

15„ Lebensjahres und dem Rentenbeginn liegt° Diese Versiche—

rungsdauer ist in beiden Fällen nach gleichen Maßstäben sche—

matisch festgelegt° ■enn daher in Arto 3 © 5 Abs" 2 AnVNG für
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die Berechnung der Rente als Jahr des Rentenbeginns das Jahr

1956 vorgeschrieben ist, so muß dies sowohl für die Ermitt—

lung des Umstellungsfaktors als auch für die Ermittlung des
Rentenhöchstbetrego gelten° Dies hat der Senat bereits früher

so entschieden und in seinem Urteil vom 20° Juni 1962 näher

begründet (BSG SozR Art° 3 @6 ArVNG Aa 1 Nr" 1)° An dieser
Auffassung wird nach erneuter Prüfung der Sach— und Rechtslage

festgehalteno Die Rechtsfrage dem Großen Senat zur Entschei—

dung vorzulegen (@ 43 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)‚

besteht keine Veranlassung; es handelt sich lediglich um die

Auslegung von Übergangsvorschriften, die zudem inzwischen über—

holt sind° Daß die Einführung von Höchstbeträgen für Renten '

.anläßlich der Neuordnung der Rentenversicherungen keine höher—

rangigen Normen des Grundgesetzes verletzt, insbesondere keine

entschädigungslose Enteignung darstellt, hat der Senat schon

mehrfach ausgesprochen (BBG 15, 61, 64; 15, 247, 256); auch

diese Meinung wird aufrechterhalten°

Der angefochtene BeScheid der Beklagten war daher richtig und

muß wiederhergestellt werden (5% 170 Abs„ 2, 193 SGG)° Uter

die Rente, die der Klägerin aufgrund des nunmehr geltenden

FANG susteht, ist in diesem Rechtsstreit nicht zu befinden°
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